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Gesetz zur Änderung des Abgeordnetengesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen 
 
A Problem 
 
Die Bürger werden vor dem Hintergrund der miserablen wirtschaftlichen Lage in Nordrhein-
Westfalen und Deutschland mit immer neuen Forderungen nach Kürzungen, Steuern- und 
Abgabenerhöhungen und Mehrarbeit durch die etablierte Politik konfrontiert. Darüber hinaus 
werden zur Finanzierung der Haushalte immer mehr Schulden aufgenommen. Die Zinslasten 
steigen. Auf Bundesebene zeichnet sich ab, dass die Diätenerhöhung für die Bundestagsab-
geordneten nicht erfolgen soll. 
 
B Lösung 
 
Die Diätenerhöhung für die Mitglieder des Landtags Nordrhein-Westfalen wird in diesem Jahr 
2026 nicht vorgenommen. 
 
C Alternativen 
 
Keine 
 
D Kosten 
 
Keine 
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G e g e n ü b e r s t e l l u n g 
 

Gesetzentwurf der Fraktion der AfD 
 

 Auszug aus den geltenden 
Gesetzesbestimmungen 

 
Gesetz 

zur Änderung des Abgeordnetengeset-
zes des Landes Nordrhein-Westfalen 

 

  

Artikel 1 
Änderung des Abgeordnetengesetzes 

des Landes Nordrhein-Westfalen 

 

  
Abgeordnetengesetz des Landes Nord-

rhein-Westfalen (AbgG NRW) 
 

Das Abgeordnetengesetz des Landes Nord-
rhein-Westfalen vom 5. April 2005 
(GV. NRW. S. 252), das zuletzt durch Arti-
kel 1 des Gesetzes vom 10. Juli 2025 
(GV. NRW. S. 646) geändert wurde, wird wie 
folgt geändert: 

 

  

§ 15 wird wie folgt geändert 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 15 
Anpassung der Abgeordnetenbezüge 

 
(1) Der Landesbetrieb Information und Tech-
nik Nordrhein-Westfalen (IT. NRW) übermit-
telt dem Landtag jährlich bis zum 31. März 
die Feststellung über die Entwicklung des 
Nominallohnindex für das Land Nordrhein-
Westfalen. 
 
(2) Anhand der prozentualen Veränderung 
des Nominallohnindex errechnet sich der Be-
trag zur Anpassung der Abgeordnetenbe-
züge nach § 5 Absatz 1 Satz 1. § 19 findet 
Anwendung. Die übermittelten Daten, die 
Berechnung und der Anpassungsbetrag wer-
den als Landtagsdrucksache veröffentlicht 
und von der Präsidentin bzw. dem Präsiden-
ten dem Landtag zur Befassung zugeleitet. 
 
(3) Soweit der sich nach § 5 Absatz 1 Satz 3 
ergebende Betrag nicht erreicht ist, steigen 
die monatlichen Bezüge nach § 5 Absatz 1 
Satz 2 jährlich zum 1. Juli um den Prozent-
satz der jährlichen Anpassung nach Absatz 
2, mindestens aber um 6,5 Prozent. 
 
(4) Der Landtag beschließt zu Beginn einer 
Wahlperiode für die Dauer der Wahlperiode 
die jährliche Anpassung der 
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Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 
 
„(5) Abweichend von den Absätzen 2 und 3 
entfällt die jährliche Anpassung der Abgeord-
netenbezüge zum 1. Juli 2013 und zum 
1. Juli 2014. Darüber hinaus entfällt die jähr-
liche Anpassung der Abgeordnetenbezüge 
nach § 5 Absatz 1 Satz 1 zum 1. Juli 2020 
und zum 1. Juli 2026. Die Anpassung zum 
1. Juli 2021 errechnet sich abweichend von 
den Absätzen 1 bis 3 aus den Feststellungen 
über die allgemeine Lohn- und Gehaltsent-
wicklung und die Veränderungen der Le-
benshaltungskosten und Einzelhandels-
preise in den beiden vorausgegangenen 
Jahren.“ 
 

Abgeordnetenbezüge nach § 5 entspre-
chend den in den Drucksachen errechneten 
Beträgen mit Wirkung jeweils zum 1. Juli 
desselben Jahres. 
 
(5) Abweichend von den Absätzen 2 und 3 
entfällt die jährliche Anpassung der Abgeord-
netenbezüge zum 1. Juli 2013 und zum 
1. Juli 2014. Darüber hinaus entfällt die jähr-
liche Anpassung der Abgeordnetenbezüge 
nach § 5 Absatz 1 Satz 1 zum 1. Juli 2020. 
Die Anpassung zum 1. Juli 2021 errechnet 
sich abweichend von den Absätzen 1 bis 3 
aus den Feststellungen über die allgemeine 
Lohn- und Gehaltsentwicklung und die Ver-
änderungen der Lebenshaltungskosten und 
Einzelhandelspreise in den beiden voraus-
gegangenen Jahren. 

 

Artikel 2 
 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Ver-
kündung in Kraft. 
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Begründung 
 
Angesichts der drohenden Kürzungen bei Pflege und Rente sowie einer massiven Neuver-
schuldung zu Lasten kommender Generationen muss die Politik anfangen, ihren eigenen per-
sönlichen Beitrag zur Konsolidierung der Haushalte zu leisten. 
 
Die etablierte Politik hat Nordrhein-Westfalen und Deutschland in eine noch nie dagewesene 
ökonomische Krise geführt. Dieses Versagen darf nicht noch durch mehr Geld für Politiker 
belohnt werden.  
 

 
Dr. Hartmut Beucker 
Dr. Martin Vincentz 
Christian Loose 
 
und Fraktion 
 


